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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Frau Schilling und der Fraktion 
DIE GRÜNEN 
— Drucksache 11/4198 — 


Kontrolle von Zeitungs-Redaktionen und Überwachung von Beziehern/innen 
„extremistischer“ Literatur durch Bundeskriminalamt und Bundesamt 
für Verfassungsschutz 


Der Bundesminister des Innern hat mit Schreiben vom 31. März 
1989 — I S 2 — 601 450/2 - die Kleine Anfrage namens der 
Bundesregierung wie folgt beantwortet: 


Im Rahmen des gegenwärtig vor dem OLG Düsseldorf laufenden Straf- 
verfahrens gegen Frau Dr. Ingrid S. wegen eines Vorwurfs gemäß 
§ 129 a StGB bekundeten die BKA-Beamten M. und P. am 21./22. 
Februar 1989 als Zeugen folgendes: Das BKA habe durch „einen Verfas- 
sungsschutzbeamten" erfahren, daß die Angeklagte im Mai 1985 per 
Redaktionsanschrift ihrer Arbeitgeberin, der Zeitschrift EMMA, eine 
Pubhkation über die Revolutionären Zellen erhalten habe. Dabei habe 
es sich um die vom „Westdeutschen Irland-Soüdaritäts-Komitee" WISK 
herausgegebene Broschüre „RZ - Geschichte, Kritiken, Dokumente" 
gehandelt, worin die Autoren die Politik von RZ und RAF - nach 
Einschätzung des BKA - heftig kritisieren und „angreifen" . 

Die Angeklagte hatte die Publikation schriftlich bestellt im Rahmen von 
Recherchen für ein Buchprojekt. Sie wurde, soweit das BKA bislang 
erklärte, seit Mitte Februar 1987 u. a. mit Telefonüberwachungsmaß- 
nahmen observiert. 

1. Zum konkreten Vorgang 

1. Hat das BKA entsprechend der abgegebenen Zeugenaussage 
tatsächhch bereits im März 1985 (oder wann sonst) von Bestel- 
lung und Zusendung der fraglichen Broschüre erfahren? 

2. Von welcher Dienststelle hat das BKA diese Information er- 
halten? 

3. Wie hat diese Dienststelle selbst diese Information erlangt? 

a) Durch Anwendung (welcher) nachrichtendienstiicher Mit- 
tel? 

b) Ist der Brief- und/oder Telefonverkehr des WISK und/oder 
der EMMA- Redaktion überwacht worden? 

Falls ja, in welchem Zeitraum, aus welchem Anlaß und auf 
welcher Rechtsgrundlage? 

c) Sind V-Leute o. ä. im WISK und/oder der EMMA-Redaktion 
eingesetzt Worden? 

Falls ja, durch welche Dienststellen, in welchem Zeitraum, 
aus welchem Anlaß und auf welcher Rechtsgnmdlage? 

d) Ist der Bankzahlungsverkehr des WISK und/oder der Ange- 
klagten Frau S. überwacht worden? 

Falls ja, durch welche Dienststellen, in welchem Zeitraum, 
mit welchen Mitteln, aus welchem Anlaß und auf welcher 
Rechtsgrundlage? 
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4. Sofern der Brief-/Telefonverkehr 

a) aufgrund § 100 a StPO überwacht wurde: 

aa) Welcher Richter hat dies gemäß § 100 b StPO für wel- 
chen Zeitraum angeordnet? 

bb) Wann wurden die Betroffenen entsprechend der Ver- 
pflichtung aus § 101 StPO darüber informiert, oder war- 
um unterblieb eine solche Benachrichtigimg bisher? 

b) auf der Grundlage des G 10-Gesetzes überwacht wurde: 

aa) Wann ist welcher G 10- Ausschuß hierüber informiert 
worden und hat dies gebilligt? 

bb) Wann ist die gebotene Benachrichtigung der Betroffe- 
nen erfolgt oder warum ist sie bisher unterblieben? 

5. Seit wann ist Frau Dr. S, tatsächhch in welcher Weise überwacht 
worden? 

6. Teilt die Bundesregierung (oder widerspricht sie ggf. aus wel- 
chen Erwägungen) unsere Auffassung, daß die Kenntnis der er- 
fragten Informationen auch für den korrekten Verlauf des o. g. 
Strafverfahrens insofern von Bedeutung ist, als nur damit die 
rechtmäßige Erlangung der fraghchen Information über den 
Broschüren-Bezug beurteilt werden kann, was wiederum ent- 
scheidend ist für ein mögliches Beweisverwertungsverbot oder 
ggf. im Rahmen der Strafzumessung? 

7. Teüt die Bundesregierung (oder mißbilligt sie ggf. aus welchen 
Erwägungen) imsere Auffassimg, daß die erfragten Antworten 
aus diesem Grunde auch nicht mit dem pauschalen Verweis auf 
ein „schwebendes Verfahren" zurückgestellt werden dürfen, 
weil durch die erbetenen Informationen nicht nur keine Belange 
irgendwelcher Verfahrens-Beteiligter tangiert werden, sondern 
diese vielmehr für eine verfahrensförderhche Sachaufklärung 
imabdingbar sind? 


Vorbemerkung 

Die Fragen zu I. 1. bis 7. erstrecken sich erklärtermaßen auf einen 
Sachverhalt, der Gegenstand eines laufenden strafgerichtlichen 
Verfahrens vor dem Oberlandesgericht in Düsseldorf ist. Ihrer 
Beantwortung steht im Gegensatz zu der geäußerten Auffassung 
das zu beachtende vorrangige Interesse des erkennenden Ge- 
richts an eigenständiger, unbeeinflußter Sachaufklärung ent- 
gegen. 

Soweit Fragen darauf zielen, ob und ggf. welche operativen Maß- 
nahmen des Verfassungsschutzes durchgeführt worden sind, muß 
eine Beantwortung aus Geheimhaltungsgründen unterbleiben. 


II. Zur Überwachung von Zeitungsredaktionen und Medien- 
schaffenden allgemein 

1. Über welche Zeitungsredaktionen, Medienschaffenden oder 
Medienverleger sind dem Bundeskriminalamt und dem Bundes- 
amt für Verfassungsschutz in den letzten 15 Jahren welche 
Erkenntnisse zugängüch geworden 

a) durch welche eigenen Informationsbeschaffrmgsmaßnah- 
men, 

b) durch welche Maßnahmen welcher anderen Dienststellen? 


Das Bundeskriminalamt wertet regelmäßig terroristische/extremi- 
stische Pubükationen aus, sofern sich Anhaltspunkte zur Einlei- 
tung von Ermittlungsverfahren gemäß § 129 a StGB ergeben oder 
diese Publikationen Bedeutung für bereits laufende Ermittlungs- 
verfahren gemäß § 129 a StGB haben. 
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Zu Zeitungsredaktionen, Medienschaffenden und Medienver- 
legem werden vom Bundeskriminalamt nur im oben geschilder- 
ten Rahmen von laufenden Ermittlungsverfahren Erkenntnisse 
beschafft und gesammelt. 

Nach § 3 Abs. 1 des Gesetzes über die Zusammenarbeit des 
Bundes und der Länder auf dem Gebiet des Verfassungsschutzes 
gehört es zu den Aufgaben des Bundesamtes für Verfassungs- 
schutz, Auskünfte, Nachrichten und sonstige Unterlagen über 
Bestrebungen zu sammeln und auszuwerten, die gegen die frei- 
heithche demokratische Grundordnung oder den Bestand und die 
Sicherheit des Bundes oder eines Landes gerichtet sind. Der ge- 
setzüche Auftrag erstreckt sich dann auch auf Zeitungsredaktio- 
nen und Medienschaffende, wenn solche Bestrebungen von ihnen 
ausgehen oder gefördert werden. Dafür, daß dies nicht selten der 
Fall ist, bietet der jährliche Verfassungsschutzbericht hinreichend 
Belege. Die Informationsgewinnung in diesem Bereich beruht in 
aller Regel auf der bloßen Lektüre der entsprechenden Medien- 
produkte. Eine differenziertere Darstellung des Informationsauf- 
kommens und der Zielobjekte in diesem Bereich, die über die 
Berichterstattung in den jährhchen Verfassungsschutzberichten 
hinausgeht, ist nicht möglich. Solche Angaben verbieten sich 
sowohl aus Geheimhaltungs- als auch aus Datenschutzgründen. 


2. Trifft z. B. die Meldung der „tageszeitung" vom 22. Februar 
1989 zu, wonach sich das BfV mehrfach mit dem Projekt TAZ 
befaßt habe und Erkenntnisse aus der Überwachung des För- 
dervereins „Freunde der alternativen Tageszeitung", der SEW- 
Zeitung „Wahrheit", der Poüzeikritischen Zeitung „CILIP" 
sowie „Die Neue" erhalten habe? Wie ging dies im einzelnen 
vonstatten? 


Bei der Wahrnehmung seines Auftrages, extremistische Bestre- 
bungen zu beobachten, hat das BfV seinerzeit festgestellt, daß 
sich Mitgheder und Anhänger hnksextremistischer Organisatio- 
nen an den Zeitungsprojekten „die tageszeitung", „Die Neue"' 
und „ CILIP beteiligten. Solche Informationen wurden in Akten 
gesammelt. 

Die Zeitung „Die Wahrheit" ist das Zentralorgan der orthodox- 
kommunistischen „ Soziahstischen Einheitspartei Westberhns " 
(SEW). Die SEW und ebenso die „Deutsche Kommunistische Par- 
tei" (DKP), die beide von der SED und der DDR gesteuert und 
finanziert werden, sind verfassungsfeindhche Organisationen, 
deren Aktivitäten die Vdrfassungsschutzbehörden in Bund und 
Ländern zu beobachten haben. 

Im übrigen wird auf die Vorbemerkung verwiesen. 
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3. Über welche Informationen verfügt die Bundesregierung insbe- 
sondere bez. der von der Presse gemeldeten Überwachung der 
„tageszeitung“, wonach 

— von Sicherheitsbehörden auch eine Akte über den TAZ- 
Förderverein geführt wird oder wurde, 

— der MAD jedenfalls 1979 Erkundigungen über die TAZ ein- 
gezogen habe, 

— sich mehrere Landesämter für Verfassungsschutz länger- 
während mit der TAZ befaßt haben, 

— über mehrere TAZ>Mitarbeiter/innen Personalakten ange- 
legt imd deren Daten in die VS-Hinweisdatei NADIS einge- 
geben wurden? 


Das BfV führt über den „TAZ-Förderverein" keine Akte und hat 
eine solche auch in der Vergangenheit nicht geführt. Im übrigen 
wird auf die Antwort zu IL 2, verwiesen. Ebenso befaßt sich auch 
das Bundeskriminalamt nicht mit der „tageszeitung'" oder dem 
„TAZ-Förderverein" als solchem. 

Nach dem Ergebnis der beim Amt für den Militärischen Ab- 
schirmdienst getroffenen Feststellungen sind vom MAD die in der 
Frage genannten Erkundigungen nicht eingeholt worden. 

Soweit auch nach der Tätigkeit der Landesämter für Verfassungs- 
schutz gefragt wird, wird darauf hingewiesen, daß es ständiger 
Praxis der Bundesregierung entspricht, zu landesinternen Vor- 
gängen nicht öffentlich Stellung zu nehmen. 

Das Bundesamt für Verfassungsschutz erfaßt im Fragezusammen- 
hang Personen in der Hinweisdatei NADIS, wenn sich konkrete 
Anhaltspunkte für einen extremistischen Hintergrund ergeben 
haben. Solche Informationen werden auch in Akten auffindbar 
gehalten. Die bloße Tatsache der Mitarbeit bei der „TAZ" ist kein 
entsprechender Anhaltspunkt, 


4. Wie ist die Ankündigung der Bundesregierung (Antwort auf 
mündliche Anfrage des MdB Krey am 28. Februar 1985, Plenar- 
protokoll 11, S. 9117), die Publikationstätigkeit der nachrichten- 
dienstkritischen Zeitschrift „GEHEIM" müsse weiter beobachtet 
werden vor einer etwaigen Verbotsentscheidung, seither durch 
welche Dienststelle imd iii welcher Weise umgesetzt worden? 


Wie in der Antwort auf die mündliche Frage des Abgeordneten 
Krey im Deutschen Bundestag am 28. Februar 1985 dargelegt 
wurde, sind die verantwortlichen Redakteure des Magazins 
„GEHEIM" in der Vergangenheit als Mitarbeiter kommunistisch 
orientierter Publikationen bekanntgeworden. Für die Beobach- 
tung entsprechender linksextremistischer Bestrebungen ist das 
Bundesamt für Verfassungsschutz zuständig; es hat diese gesetz- 
liche Aufgabe auch weiterhin zu erfüllen. Im übrigen wird auf die 
Vorbemerkung verwiesen. 


5. Wie viele Publikationen sind zur Zeit wegen welcher Inhalte in 
der BKA-Datei TESCH (terroristisches Schrifttum) erfaßt? 

Welche Tages-, Wochen- und Monatszeitungen befinden sich 
darunter? 
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In der Datei TESCH des Bundeskriminalamts werden terroristi- 
sche/extremistische Zeitschriften, Zeitungen, Broschüren etc. 
erfaßt, deren Inhalt u. a. die Straftatbestände nach den §§ 84 bis 
90 b und 129 bis 131 StGB erfüllt. Insgesamt sind zur Zeit im 
Bereich Linksterrorismus/- extremismus 959, im Bereich Rechts- 
terrorismus/- extremismus sowie politisch motivierter Ausländer« 
kriminalität insgesamt 1 803 derartige Publikationen erfaßt. 
Tages-, Wochen- und Monatszeitungen als solche befinden sich 
nicht darunter, sondern nur bestimmte Ausgaben, die die o. a. 
Straftatbestände erfüllen. 


6. Wie viele Journalisten/innen oder andere Beschäftigte in wel- 
chen Medien haben in den letzten 15 Jahren von BKA oder BfV 
Geld oder andere Vergünstigungen erhalten, um Informationen 
zu liefern oder welche anderen Dienste zu leisten (vgl. hierzu 
die mehrfachen Auskünfte der niedersächsischen Landesregie- 
rung gegenüber dem Landtag Hannover im Januar 1988)? 


Die für die Informationsbeschaffung des Verfassungsschutzes gel- 
tenden Bestimmungen enthalten keine Regelungen der Art, daß 
von Angehörigen bestimmter Berufsgruppen keine Informationen 
entgegengenommen werden dürften. Das Bundesamt für Verfas- 
sungsschutz würde seinen gesetzlichen Auftrag verletzen, wenn 
es bestimmte, gesetzlich zugelassene Erkenntnisquellen von 
vornherein außer Betracht ließe. Dies gilt im Prinzip auch für 
Journalisten. In der Praxis spielen aber Journahsten als Informan- 
ten des Verfassungsschutzes kaum eine Rolle. Das folgt unter 
anderem schon daraus, daß der Verfassungsschutz primär an ge- 
heimen und geheimzuhaltenden, Journalisten aber an zu publi- 
zierenden Informationen interessiert sind. Konspirativ arbeitende 
Gruppen werden sich also in der Regel auch von Journalisten ab- 
schotten, so daß der Verfassungsschutz von ihnen keine geheimen 
Informationen erwarten kann. 

Das Bundeskriminalamt wird nur aufgrund von eingeleiteten 
Strafverfahren tätig. 


III. Zur Überwachung von Beziehern/innen und Besitzern/ innen 
verdächtiger Publikationen allgemein 

1. Welche Dienststellen registrierten oder überwachten in welcher 
Weise während der letzten zehn Jahre Bezieher/innen und/oder 
Besitzer/innen welcher verdächtigen Medienprodukte? 

2. Auf welche Weise sind welchen Bundesbehörden in den letzten 
zehn Jahren welche Erkenntnisse aus einer solchen Registrie- 
rung oder Überwachung zugänghch geworden? 


Bezieher oder Besitzer von Pubhkationen werden vom Bundeskri- 
minalamt nicht „registriert" oder „überwacht". Im Rahmen von 
Strafverfahren werden den Bundesbehörden allerdings durch 
polizeihche Ermittlungen in Einzelfällen Personen als Besitzer von 
Publikationen extremistisch/terroristischen Inhalts bekannt. Dies 
gilt auch für die mit polizeilichen Aufgaben an den Grenzen be- 
trauten Bundesbehörden. 
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Dem Bundesamt für Verfassungsschutz ist nicht daran gelegen, 
die Bezieher verfassungsfeindhcher Pubhkationen systematisch 
zu erfassen. Wenn das Amt aber beispielsweise davon erführe, 
daß jemand eine neonazistische oder terroristische Pubhkation 
bezieht, so würde es seine Augen davor auch nicht von vornherein 
verschließen. Dabei trägt das Bundesamt für Verfassungsschutz 
dem Umstand Rechnung, daß der Bezug einer solchen Schrift 
nicht zwangsläufig Ausdruck einer verfassungsfeindlichen Ein- 
stellung ist, sondern von legitimen Motiven getragen sein kann. 
Von daher kann die Information, jemand beziehe eine extremi- 
stische Pubhkation, vor allem dann verfassungsschutzrelevant 
sein und gespeichert werden, wenn sie eine schon früher festge- 
stellte Beteiligung an verfassungsfeindlichen Bestrebungen be- 
kräftigt. 

Auf welche Weise welchen Bundesbehörden in den letzten zehn 
Jahren die Erkenntnis zugänghch gemacht wurde, daß bestimmte 
Personen Besitzer/Bezieher von extremistisch/terroristischen 
Publikationen sind, läßt sich nur anhand des jeweüigen einzelnen 
Sachvorgangs feststellen, in dessen Rahmen die betreffende Er- 
kenntnis angefallen ist. Der Bezug oder Besitz derartigen Schrift- 
tums ist kein Kriterium, welches gesondert festgehalten wird. 


3, Welche Überwachungsmaßnahmen hat der erkannte Bezug 
oder Besitz welcher Medien in diesem Zeitraum regelmäßig aus- 
gelöst? 


Keine. Auf die Antwort zu IIL 1. und 2. wird verwiesen. 


4. a) Existiert - vergleichbar der Ende der 70er Jahre bei Grenz- 
schutzbehörden kursierenden Liste - eine Aufzählung be- 
stimmter verdächtiger Pubhkationen, deren erkannte Besit- 
zer auf Anweisimg von BimdesbehÖrden (oder nach Kennt- 
nis der Bundesregierung: welcher Landesbehörden) zu regi- 
strieren bzw. zu melden sind? 

b) Welche Publikationen sind darauf enthalten? 

c) Welche Bundesbehörden insbesondere der Pohzei und des 
Grenzschutzes sind mit dieser Liste ausgestattet? 

d) Seit wann sind diese Behörden angewiesen, erkannte Besit- 
zer/innen von Pubhkationen dieser Liste in welcher Weise zu 
registrieren? 


Seit Januar 1988 wird durch das Bundeskriminalamt eine Lose- 
blattsammlung über terroristische Publikationen herausgegeben. 
Diese Sammlung enhält Schriftwerke, die Gegenstand von Ermitt- 
lungsverfahren des Generalbundesanwalts sind. Es handelt 
sich dabei um sogenannte illegale Untergrundzeitschriften. Die 
Sammlung dient dazu, alle beteüigten Dienststellen über das 
Erscheinen neuer illegaler Untergrundpubhkationen zu unterrich- 
ten, bei Durchsuchungsmaßnahmen gezielt diese Schriften als Be- 
weismittel sicherzustellen sowie die für das Herstellungs- und 
Vertriebssystem verantworüichen Personen zu erkennen. Die 
Sammlung wird regelmäßig bereinigt. Das Auffinden solcher ille- 
galer Druckwerke kann bei Mehrfachbesitz zur Einleitung von Er- 
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mittlungsverfahren führen, wenn eine Weiterverbreitung, d. h. 
eine Unterstützungshandlung nach § 129 a StGB, vorhegt. Da die 
Sammlung - wie ausgeführt - Schriftwerke enthält, die Gegen- 
stand von strafprozessualen Ermittlungsverfahren sind, ist eine 
Darstellung der einzelnen Schriften nicht möghch. Die Sammlung 
wird an folgende Bundesbehörden übermittelt: Bundesminister 
des Innern, Bundesamt für Verfassungsschutz, Grenzschutzdirek- 
tion, Zollkriminahnstitut. 
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